
 

 

 

 

 

 

Pressemitteilung 

 

Berlin, 20. September 2019: Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) kritisiert die Entscheidung 

zur Personalausstattung in Psychiatrie und Psychosomatik als patientenmissachtend. Der Gemein-

same Bundesausschuss (G-BA) scheitert an einer Reform, die dringend notwendig war, um die Pati-

enten in den Krankenhäusern für psychisch kranke Menschen nach modernen Standards ausreichend 

und sachgerecht zu versorgen. „Der G-BA nimmt in Kauf, dass Patienten nicht die Behandlung be-

kommen, die sie benötigen“, kritisiert Dr. Dietrich Munz. „Auf den Stationen wird es weiter zu ver-

meidbarer Gewalt und Zwangsmaßnahmen kommen, da Patienten in psychischen Krisen nicht ange-

messen behandelt und ausreichend betreut werden können. Das Ergebnis der G-BA-Beratung ist an-

gesichts dieser seit Jahren bekannten Personalmängel und Behandlungsdefizite beschämend.“ Die 

BPtK fordert deshalb von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, den G-BA-Beschluss zu beanstan-

den. 

 

Nach fast fünfjähriger Beratungszeit hat der G-BA heute Mindestanforderungen an die Personalaus-

stattung in Psychiatrie und Psychosomatik beschlossen. Er schreibt damit aber nur die Regelungen 

der fast 30 Jahre alten Psychiatrie-Personalverordnung fort. Eine nachhaltige Erhöhung des Perso-

nals, insbesondere mehr Pflegende und mehr Psychotherapeuten, wird es nicht geben. „Die Fortset-

zung der psychotherapeutischen Mangelversorgung der Patienten vor allem in der Psychiatrie ist un-

verantwortlich“, kritisiert BPtK-Präsident Munz. „Der G-BA ist an seinem gesetzlichen Auftrag, eine 

leitlinienorientierte Versorgung in Krankenhäusern für psychisch kranke Menschen umzusetzen, kläg-

lich gescheitert.“ 

 

Die Standards der überholten Psychiatrie-Personalverordnung führen inzwischen zu Fehlbehandlun-

gen, weil Patienten keine fachgerechte Psychotherapie erhalten. Patienten der Allgemeinpsychiatrie 

erhalten danach in der Regel- und Intensivbehandlung nur maximal eine halbe Stunde Einzelpsycho-

therapie pro Woche. Das betrifft 73 Prozent der Patienten, die in der Psychiatrie behandelt werden. 

In anderen Bereichen, z. B. der Gerontopsychiatrie, erhalten sie noch weniger Psychotherapie. Mit 

den neuen Personalvorgaben bekommen Patienten künftig 50 Minuten Einzelpsychotherapie pro 

Woche. „Schwer kranke Menschen erhalten allerdings bereits in der ambulanten Versorgung 
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mehrere Stunden Einzeltherapie“, erklärt BPtK-Präsident Munz. „In den psychiatrischen Krankenhäu-

sern, die gerade eine intensivere Behandlung von psychisch kranken Menschen ermöglichen sollen, 

bleibt damit die Versorgung mehr als mangelhaft.“ Die BPtK fordert mindestens 100 Minuten Einzel-

psychotherapie pro Woche für alle Patientengruppen in allen Behandlungsbereichen. 

 

Die BPtK kritisiert seit Langem, dass in der Psychiatrie keine leitliniengerechte Versorgung der Patien-

ten möglich ist. Dafür muss ein grundsätzlich neues Modell zur Berechnung der Personalausstattung 

in diesen Kliniken entwickelt werden. Maßgeblich ist, dass der Behandlungsbedarf verschiedener Pa-

tientengruppen anhand objektiver, nachvollziehbarer und überprüfbarer Kriterien festgelegt wird. Es 

muss klar sein, nach welchen Kriterien, z. B. Diagnose, psychosoziale Einschränkungen, somatische 

Komorbiditäten, Patienten klassifiziert werden und welcher Leistungsanspruch für sie damit verbun-

den ist. Die Krankenhäuser müssen die Kosten für das so berechnete Personal in den Budgetverhand-

lungen verbindlich berücksichtigen können. Im Gegenzug sollten die Krankenhäuser verpflichtet wer-

den, Transparenz darüber herzustellen, welche Behandlungsleistungen mit dem vereinbarten Perso-

nal realisiert wurden. Die BPtK spricht sich dafür aus, dass der G-BA dazu gesetzlich verpflichtet wird, 

ein solches Modell zu entwickeln.  
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